Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 990 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über den Finanzausgleidi 
unter den Ländern (Länderfinanzausgleichsgesetz) 

- Drucksachen 960 Anlage III, 480 Anlage III - 
mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des 19. Ausschusses 
- Drudesache 960 Anlage III - bis auf die folgenden Paragraphen: 

Beschlüsse des 19. Ausschusses Beschlüsse des Bundestages 

in zweiter Beratung 


§ 5 


Realsteuereinnahmen der Gemeinden 


§ 5 


Realsteuereinnahmen der Gemeinden 


(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemein- (1) unverändert 

den eines Landes gelten die nach Absatz 5 

herabgesetzten Steucrkraftzahlen der Grund- 
steuer und der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital, die für das Rechnungsjahr er- 
mittelt sind, das dem Ausgleichsjahr voran- 
geht. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt: (2) unverändert 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von den 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
mit 160 vom Hundert; 

2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer 
von den Grundstücken 

die ersten 12 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 160 vom Hundert, 

die weiteren 48 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 180 vom Hundert, 

die weiteren 90 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 200 vom Hundert, 

die weiteren 100 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 225 vom Hundert, 

die 250 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Beträge einer Gemeinde mit 

250 vom Hundert; 
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3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital mit 250 vom Hundert. 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in dem 
Rechnungsjahr, das dem Ausgleichsjahr vor- 
angeht, geteilt durch die in diesem Rech- 
nungsjahr in Geltung gewesenen Hebesätze. 

(3) Für die Errechnung der Steuerkraft- 
zahlen eines Landes ist die Summe der 
Grundbeträge maßgebend, die das Statistische 
Bundesamt nach dem Ergebnis der Gemeinde- 
finanzstatistik festgestellt hat. Bei der Grund- 
steuer von den Grundstücken gilt für alle 
Gemeinden einer Gemeindegruppe einheitlich 
der im Durchschnitt auf eine Gemeinde der 
Gruppe entfallende Grundbetrag; maßgebend 
sind die folgenden Gemeindegruppen: 

a) Gemeinden 

bis 2 000 Einwohner 

b) Gemeinden 

über 2 000 bis 3 000 Einwohner 

c) Gemeinden 

über 3 000 bis 5 000 Einwohner 

d) Gemeinden 

über 5 000 bis 10 000 Einwohner 

e) Gemeinden 

über 10 000 bis 20 000 Einwohner 

f) Gemeinden 

über 20 000 bis 50 000 Einwohner 

g) Gemeinden 

über 50 000 bis 100 000 Einwohner 

h) Gemeinden 

über 100 000 Einwohner. 

(4) Durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, können bei der Er- 
rechnung der Steuerkraftzahlen Ungleichhei- 
ten ausgeglichen werden, die sich aus einer 
verschiedenen Einheitsbewertung des Grund- 
besitzes im Bundesgebiet ergeben. 

(5) Die nadi Absatz 1 bis 4 errechneten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, der 
Grundsteuer von den Grundstücken und der 
Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital wer- 
den je für sich nach einem für alle Länder 
einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte des 
Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden 
aus der Grundsteuer von den land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben, aus der Grund- 
steuer von den Grundstücken und aus der 
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(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die nach Absatz 1 bis 4 und nadi § 6 
Abs. 1 a errechneten Steuerkraftzahlen der 
Grundsteuer von den land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieben, der Grundsteuer von 
den Grundstücken und der Gewerbesteuer 
vom Ertrag und Kapital werden je für sich 
nach einem für alle Länder einheitlichen 
Hundertsatz auf die Hälfte des Betrages 
herabgesetzt, den die Gemeinden aus der 
Grundsteuer von den land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieben, aus der Grundsteuer 
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Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsum- 
mensteuer in dem Kalenderjahr eingenom- 
men haben, das in dem Ausgleichsjahr endet. 


§ 6 

Sonderbelastungen 

(1) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, 
die den Ländern Bremen und Hamburg aus 
der Unterhaltung ihrer Seehafen erwadiseti, 
werden die nach §§ 4 und 5 ermittelten 
Steuereinnahmen dieser Länder um 5 vom 
Hundert gekürzt. 


(2) Zur Abgeltung der übermäßigen Be- 
lastungen des Landes Schleswig-Holstein 
werden die nach §§ 4 und 5 ermittelten 
Steuereinnahmen dieses Landes um 17,5 vom 
Hundert gekürzt. 
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von den Grundstücken und aus der Gewerbe- 
steuer einschließlich der Lohnsummensteuer 
in dem Kalenderjahr eingenommen haben, 
das in dem Ausgleichsjahr endet. 

§ 6 

Sonderbelastungen 
(1) u n V e rä n d e r t 


(1 a) Zur Abgeltung der Sonderbelastun- 
gen, die den Ländern Bayern, Hessen, Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein im Ost- 
randgebiet erwachsen, werden die nach § 5 
Abs. 2 ermittelten Grundbeträge der Ge- 
werbesteuer der Gemeinden im Ostrandgebiet 
um 20 vom Hundert gekürzt. Die Bundes- 
regierung bestimmt durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
welche Gemeinden zum Ostrandgebiet im 
Sinne dieser Vorsdirift gehören. 

(2) unverändert 
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